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1949 


Drucksache Nr. 4251 


Der Biiiidesmiiiister des Innern 
2632 -- 6110/33 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 1. April 1953 


Betr. : Kleine Anfrage Nr. 327 der Abgeordneten Kühn, Gaul, Dr. Miessner, 
Dr. Schäfer und Fraktion der FDP - Nr. 4207 der Drucksachen - 
Unterbringung der Personen nach Artikel 131 GG 


Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beant- 
worte ich an Hand der bei der Bundesaus- 
gleichsstelle erfaßten Unterlagen wie folgt: 

Zu Punkt 1: 

Die Zahl der unter Artikel 131 GG fallen- 
den Personen, die seit dem 1. April 1951 auf 
Grund des Gesetzes zu Artikel 131 GG beim 
Bund, bei den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden eingestellt worden sind, 
läßt sich ohne besondere, gerade auf diesen 
Stichtag abgestellte Ermittlungen nicht fest- 
stellen. Die erste Meldung der obersten Bun- 
desbehörden und der Landesunterbringungs- 
stellen über die Unterbringungsteilnehmer 
und die auf die Pflichtanteile anrechenbaren 
Personen war erst auf den 1. Juli 1951 ab- 
gestellt. Die letzte Statistik über die Erfas- 
sung der unterbringungsberechtigten Personen 
ist mit dem 30. September 1952 abgeschlossen. 
Zu diesem Zeitpunkt waren insgesamt 
149 987 unterbringungsberechtigte und an- 
rechenbare Personen im Öffentlichen Dienst 
(ohne Bahn und Post) eingestellt. Ein Ver- 
gleich der beiden statistischen Ergebnisse zeigt, 
daß in der Zeit zwischen den beiden Stich- 
tagen insgesamt 31 431 Personen Wiederver- 
wendung gefunden haben. Diese Zahl hat sich 
seit dem 30. September 1952 wesentlich er- 
höht. Eine Auskunft über den gegenwärtigen 
Stand kann jedoch nicht gegeben werden, weil 
die nächste statistische Erfassung erst zum 
1. Juni 1953 erfolgt. Im Hinblick hierauf 
habe ich von einer gesonderten Berichterstat- 
tung seitens der hierfür in Frage kommenden 
Dienststellen zur Beantwortung dieser Klei- 
nen Anfrage abgesehen. 

Auf die beiliegende Zusammenstellung A 
wird Bezug genommen. 

Zu Punkt 2: 


Grund einer von der Bundesausgleichsstelle 
durdigeführten Rundfrage ergab sich, daß die 
Zahl der Unterbringungsteilnehmer insgesamt 
rund 127 000 betrug. Erfahrungsgrundsätze 
zeigen, daß die Zahl der noch nicht wieder im 
öffentlichen Dienst stehenden Unterbringungs- 
teilnehmer sich im Oktober 1952 auf etwa 
63 v. H. ^ 80 500 Personen belief, während 
der Rest eine nichtentsprechende Verwendung 
gefunden hat. 

Die Zahl der Anrechenbaren im engeren 
Sinne konnte statistisch nicht erfaßt werden. 


Zu Punkt 3: 


Die Summe der von den zur Unterbringung 
verpflichteten Verwaltungen zu zahlenden 
Ausgleichsbeträge belief sich bis zum 30. Sep- 
tember 1952 auf 73.202.160,— DM. Eine Auf- 
teilung dieser Zahl auf die Zeiträume vom 
15. August 1951 bis 31, März 1952 und vom 
1. April bis 30. September 1952 sowie auf die 
Länderverwaltungen und Kommunalverwal- 
tungen ergibt die beiliegende Zusammenstel- 
lung B. 

Die Höhe der bis zum 31. März 1953 fällig 
gewordenen Beträge könnte erst nach Eingang 
der am 1. Juni 1953 zu erwartenden Berichte 
angegeben werden. 

Nach Mitteilung des Herrn Bundesministers 
der Finanzen weist der Abschluß der Bundes- 
hauptkasse am 28. Februar 1953 folgende an 
den Bund gezahlte Ausgleichsbeträge aus: 


Bayern 

Hessen 

Lindau 

Niedersachsen 

Nordrhein- Westfalen 

Schleswig-Holstein 


241,— DM 
300.000,— DM 
29.229,40 DM 
1.715.593,10 DM 
13.019.569,12 DM 
356.823,94 DM 


Aus den oben angeführten Gründen kann 
auch diese Zahl nur nach dem Stand vom 
30. September 1952 angegeben werden. Auf 


15.421.456,56 DM. 
Dr. Dr. Lehr 


Druck: Peter Meier, Bulsdoii-Slegburg 
Uleln- Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. II 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Anlage 


A. Zahl der seit dem 1. Juli 1951 im öffentlichen Dienst 
untergebraditen, anrechenbaren Personen: 



Stand : 
l.Juli 1951 

Stand : 

31. März 1952 

Stand: 

30. September 1952 

Zugänge 
seit 1. Juli 1951 

1 

2 

3 

4 

5 

a) Bundesverwaltung 
(ohne Bahn und Post) 

12 300 ’O 

15916 

17 975 

5 675 

b) Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung 



3 867 

3 867 

c) Landesverwaltungen 
(ohne Berlin) 

72 950 ='•) 

87 878 

89 473 

16 523 

d) Kommunalverwaltungen 
(ohne Berlin) 

28 306 =0 

28 497 

29 566 

1 260 

Summe : 

113 556 

132 291 

140 881 

27 325 

e) Berlin 

5 000 

7 180 

9106 

4106 


118 556 

139 471 

149 987 

31 431 


Zugänge seit 1. Juli 1951: 31 431 


'0 aus dem Besoldungsaufwand errechnet 
in c) erhalten 
geschätzt 


B. Ausgleiehsbeträge: 



Zeitraum : 

15. August 1951 
bis 31. März 1952 

Zeitraum : 

1. April 

bis 30. September 1952 

Summen : 

1 

2 

3 

4 

Landesverwaltung 

15 464 985,— 

11 844 656,— 

27 309 641,— 

Kommunalverwaltung 

23 902613,— 

21 989 906,— 

45 892 519,— 


39 367 598,— 

33 834 562,— 

73 202160,— 


Ausgleichsbeträge der Kommunal Verwaltungen 
Niedersadisens, Bayerns und Baden- Württembergs geschätzt 




























